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Zusammenstellung 

des 

Entwurfs eines Gesetzes über die Verkündung 
von Rechts Verordnungen 

- Nr. 1 5 1 der Drucksachen - 

mit den 

Beschlüssen des 23. Ausschusses 


Entwurf 

Entwurf eines Gesetzes 
über die Verkündung von 
Rechtsverordnungen. 

Der Bundestag hat das folgende 
Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Rechtsverordnungen des Bundes 
können außer im Bundes- 
gesetzblatt auch im Bundesan- 
zeiger verkündet werden. 


Beschlüsse des Z3. Ausschusses 

Entwurf eines Gesetzes 
über die Verkündung von 
Rechtsverordnungen. 

Der Bundestag hat das folgende 
Gesetz beschlossen: 

§ 1 

(1) Rechtsverordnungen des 
Bundes werden im Bundesgesetz- 
blatt oder im Bundesanzeiger ver- 
kündet. 

(2) Auf Rechtsverordnungen, die 
im Bundesanzeiger verkündet wer- 
den, ist unter Angabe der Stelle 
ihrer Veröffentlichung und des 
Tages ihres Inkrafttretens nach- 
richtlich im Bundesgesetzblatt hin- 
zuweisen. 



Entwurf 

S 2 

(1) Ferner können verkün- 
det werden: 

a) Tarife des Post- und Fern- 
meldewesens im Amtsblatt 
des ßundespostministe- 
riums. 

b) Eisenbahntarife im Tarif- und 
Verkehrsanzeiger der Eisenbah- 
nen des öffentlichen Verkehrs im 
Bundesgebiet. 

c) Andere vom Bundesverkehrs- 
ministerium festgesetzte oder 
genehmigte Verkehrstarife ein- 
schließlich der Tarife der Spe- 
dition und Lagerei und der Ab- 
gabentarife der Schiffahrt im 
Verkehrsblatt des Bundes. 

d) Verordnungen der Wasser- 
straßendirektionen im Ver- 
kehrsblatt des Bundes. 

(2) Anstelle der Veröf- 
fentlichung nach Absatz la-c 
reicht es aus, wenn ohneBe- 
kanntgabe des vollenWort- 
lautes dasIn-undAußer- 
krafttreten des Tarifes, 
sowie seine Änderung und 
Ergänzung unter genauer 
Bezeichnung des Tarifes, 
seiner Fundstelle und des 
B e z u gs n a c h w e i s e s dafür 
in den in Absatz la-c be- 
zeichneten Amtsblättern 
bekanntgemacht werden. 

(3) Wird ein für eine be- 
stimmte Zeit eingeführter 
Tarif gemäß Absatz2 unter 
Angabe seiner Geltungs- 
dauer bekannt gemacht, so 
braucht sein Außerkraft- 
treten nach dem Zeitab- 
lauf nicht bekannt gemacht 
zu werd en. 


§ 3 

Auf Rechts Verordnungen, 
die Im Bundesanzeiger ver- 
kündet werden, ist unter 
Angabe der Stelle ihrer 
Veröffentlichung und des 
Tages ihres Inkrafttre- 
tens nachrichtlich im Bun- 
desgesetzblatt hinzuwei- 
sen. 


Beschlüsse des 23. Ausschusses 

§ 2 


(1) Eisenbahntarife können im 
Tarif- und Verkehrsanzeiger der 
Eisenbahnen des öffentlichen Ver- 
kehrs im Bundesgebiet verkündet 
werden. 

(2) Andere vom Bundesverkehrs- 
ministerium festgesetzte oder ge- 
nehmigte Verkehrstarife einschließ- 
lich der Tarife der Spedition und 
Lagerei und der Abgabentarife der 
Schiffahrt sowie Verordnungen der 
Wasser- un d Schiffahrtsdirektionen 
können im Verkehrsblatt — Amts- 
blatt des Bundesverkehrsminister i- 
ums der Bundesrepublik Deutsch- 
land — verkündet werden. 

(3) Der volle Wortlaut des Ta- 
rifes braucht in den Amtsblättern 
nicht verkündet zu werden, so- 
fern darin Beginn und Ende der 
Geltung des Tarifes und seiner 
Änderungen unter genauer Be- 
zeichnung des Tarifes und seiner 
Bezugsquellen verkündet werden. 
Das Ende der Geltung eines Ta- 
rifes braucht nicht verkündet zu 
werden, wenn er nur für eine 
bestimmte Zeit gilt und diese 
Zeit gemäß Satz 1 verkündet ist. 


§ 3 

siehe § 1 Absatz 2 



Entwurf 

§ 4 

(1) Rechtsverordnungen 
treten, falls sie nichts an- 
deres bestimmen, mit dem 
vierzehnten Tage nach 
Ablauf des Tages inKraft, 
an dem das Verkiindungs- 
blatt ausgegeben worden 
ist. 

(2) Die in § 2 Absatz 1 b) 
und c) genannten Tarife 
treten zu dem Zeitpunkt 
in Kraft, der für sie in der 
Eisenbahnverkehrsordnung 
vom 8. September 1938 
(RGBl. II S. 663), den Inter- 
nationalen Übereinkom- 
men über den Eisenbahn- 
fr a c h t v e r k e h r und den 
Eisenbahn-Personen- und 
G ep ä c k V e r k e h r vom 23. 
November 1 9 3 3 (RGBL 
1 9 3 5 II S. 5 2 3, 5 2 4, 5 9 9, 
63 7), dem Gesetz über den 
Güterfernverkehr mit Kraft- 
fahrzeugen vom 2 6. Juni 
1 935 (RGBl. I S. 78 8) in der 
Fassung des Güterfern- 
verkehrs-Änderungsgeset- 
zes vom 2. September 1949 
(WiGBl. S. 30 6) oder in son- 
stigen Rechtsvorschriften 
bestimmt ist oder be- 
stimmt wird. Soweit sol- 
che Sonder Vorschriften 
nicht getroffen sind, fin- 
det Absatz 1 Anwendung. 

§ 5 

(1) Soweit im geltenden Bun- 
desrecht das Reichsgesetzblatt, das 
Gesetzblatt der Verwaltung des 
Vereinigten Wirtschaftsgebietes oder 
das Verordnungsblatt für die Bri- 
tische Zone als Vcrkündungsblät- 
ter genannt sind, tritt an deren 
Stelle das Bundesgesetzblatt. 

(2) Soweit der Reichsanzeiger, 
das Reichsministcrialblatt, das 
Reichsbesoldungsblatt, der öffent- 
liche Anzeiger für das Vereinigte 
Wirtschaftsgebiet, das Mitteilungs- 
blatt (Amtsblatt) der Verwaltung 
für Wirtschaft des Vereinigten 
Wirtschaftsgebietes, oder das Amts- 
blatt für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten als Verkün- 
dungsblätter genannt sind, tritt an 
deren Stelle der Bundesanzeiger. 


Beschlüsse des 23. Ausschusses 
§ 4 

fällt fort 


§ 5 

(1) Soweit im geltenden Bun- 
desrecht das Reichsgesetzblatt, das 
Gesetzblatt der Verwaltung des 
Vereinigten Wirtschaftsgebietes oder 
das Verordnungsblatt für die Bri- 
tische Zone als Verkündungsblätter 
genannt sind, tritt an deren Stelle 
des Bundesgesetzblatt. 

(2) Soweit der Deutsche Reichs- 
anzeiger, das Reichsministerialblatt, 
das Reichsbesoldungsblatt, der 
öffentliche Anzeiger für das Ver- 
einigte Wirtschaftsgebiet, das Mit- 
teilungsblatt (Amtsblatt) der Ver- 
waltung für Wirtschaft des Ver- 
einigten Wirtschaftsgebietes, oder 
das Amtsblatt für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten als Verkün- 
dungsblätter genannt sind, tritt an 
deren Stelle der Bundesanzeiger. 



Entwurf 

(3) In gleicher Weise treten a n 
Stelle des Amtsblatts des 
Reichspostministeriums und 
des Amtsblatts der Haupt- 
verwaltung für das Post- 
und Fe r n m e 1 d e w e s e n das 
Amtsblatt des Bundespost- 
ministeriums (oben§ 2a), 
anstelle des Tarif- und Verkehrs- 
anzeigers der Tarif- und Verkehrs- 
anzeiger der Eisenbahnen des öffent- 
lichen Verkehrs im Bundesgebiet 
(oben § 2b), an Stelle der Binnen- 
schi ffahrtsn ach richten und des Ver- 
kchrsblattes des Vereinigten Wirt- 
schaftsgebietes das Verkehrsblatt 
des Bundes (oben § 2c). 


§ 6 

(1) Dieses Gesetz tritt 
mit dem Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 

(2) Soweit vor dem Inkrafttre- 
ten dieses Gesetzes Verkündungen 
im Öftentlichen Anzeiger für das 
Vereinigte Wirtschaftsgebiet oder 
im Bundesanzeiger vorgenommen 
worden sind, gelten diese als wirk- 
sam erfolgt. 


Beschlüsse des 23. Ausschusses 

(3) In gleicher Weise treten an 
Stelle des Tarif- und Verkehrs- 
Anzeigers der Tarif- und Ver- 
kehrsanzeiger der Eisenbahnen des 
Öffentlichen Verkehrs im Bundes- 
gebiet und an Stelle der Binnen- 
schiffahrtsnachrichten und des Ver- 
kehrsblattes des Vereinigten Wirt- 
schaftsgebietes das Verkehrsblatt 
— Amtsblatt des Bundesverkehrs- 
mlnisteriums der Bundesrepublik 
Deutschland — . 


(4) Soweit vor dem Inkrafttre- 
ten dieses Gesetzes Verkündungen 
im Öffentlichen Anzeiger für das 
Vereinigte Wirtschaftsgebiet oder 
im Bundesanzeiger vorgenc>mmen 
worden sind, gelten diese als wirk- 
sam erfolgt. 

§ 6 


siehe § 5 Absatz 4 



